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Nein, schlaft nicht, während die Ordner der Welt 
geschäftig sind! 

Seid mißtrauisch gegen ihre Macht, die sie vorgeben 
für Euch erwerben zu müssen! 

Wacht darüber, daß Eure Herzen nicht leer sind, 
wenn m i t der Leere Eurer Herzen gerechnet w i rd ! 
Tut das Unnütze, singt die Lieder, die man aus 
Eurem Mund nicht erwartet! 

Seid unbequem, seid Sand, nicht das ö l i m Getriebe 
dieser Wel t ! 

Günter  Eich  1967 





Vorwort 

Eine eingehende Studie zum Thema „Demokratisierung der Raum-
planung" setzt eine Auseinandersetzung mi t zahlreichen Gebieten vor-
aus, die dem Leser auf den ersten Blick recht zusammenhanglos er-
scheinen mögen. Das stand bereits am Anfang fest und bestätigte sich 
im Laufe der Arbeiten immer deutlicher. I n Zusammenarbeit mi t ver-
schiedenen Arbeitsgruppen, Kollegen und zahlreichen sachverständigen 
Praktikern konnte ich mich in folgende Gebiete einarbeiten: Boden-
recht/Bodenordnung, Organisationsrecht, Planungstheorie und -praxis, 
Raumplanung, Siedlung/Raumnutzung, Demokratietheorie und Ge-
meinderecht/Gemeindepolitik. 

Gleichwohl mußte ich für die vorgelegte Fassung Teile im 2. Kapitel 
umfanghalber weglassen. Weitergehende Auslassungen und Kürzungen 
wären nicht gerechtfertigt  gewesen. Eine verhältnismäßig breite Ge-
samtdarstellung ist von der Sache her geboten. Daraus erwächst denn 
auch ein Dilemma der wissenschaftlichen Themenbewältigung: Es ist 
m. E. nämlich schlechterdings unmöglich, den neuesten Stand der For-
schung (Anfang 1976) in allen zu berührenden Teilbereichen nachzu-
zeichnen oder gar einer eingehenden kritischen Würdigung zu unter-
ziehen. So mußte ich mich den vielfach mi t einer bloßen Übernahme 
von Forschungsergebnissen begnügen. In der dreijährigen Arbeitszeit 
konnten und sollten aus der teilweise neuartigen Gegenüberstellung 
rechts- und politikwissenschaftlicher Forschungsbestände gewonnene 
Perspektiven aufgezeigt werden. Ich hoffe,  daß daraus Anstöße für 
weitere derartige Fragestellungen resultieren. 

Die Arbeit stellt denn auch einen weiteren Versuch eines Juristen 
dar, Forschungsprozesse in den benachbarten Sozialwissenschaften in 
die öffentlichrechtliche  Theorie- und Institutionenbildung einzubezie-
hen. Inwieweit dieses Vorhaben gelungen ist, w i rd sich in der erhofften 
K r i t i k an den vorgelegten Arbeitsergebnissen zeigen. 

Die zahlreichen fruchtbaren  Gespräche nachzuzeichnen, die ich mi t 
den verschiedensten Personen führen konnte, ist an dieser Stelle nicht 
möglich. Danken möchte ich dafür insbesondere meinem Betreuer, Prof. 
Jörg Paul Müller. Seine wertvollen Anregungen halfen mir aus manch 
einer verfahrenen  Situation weiter und seine K r i t i k an vorgelegten 
Zwischenergebnissen veranlaßte mich mehrmals zu fruchtbaren  Kor-
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rekturen h in zum Konkreten. Verdankenswert sind auch die demo-
kratie-theoretischen Impulse, die ich während meiner Studien- und 
Assistentenzeit bei Prof.  Richard Bäumlin erhielt. Seine Ausrichtung 
auf rechts- und staatstheoretische Grundsatzfragen  trugen zur Über-
zeugung bei, die Thematik in der notwendigen Breite anzugehen. Ver-
dankenswerte Anregungen erhielt ich für den organisationsrechtlichen 
Teil außerdem von Prof.  Heiko Faber. 

Danken möchte ich an dieser Stelle auch all meinen Studien- und 
Arbeitskollegen, die stets bereit waren, mir im gemütlichen Gespräch 
bei einem Glas Wein aus der drohenden wissenschaftlichen Isolation 
herauszuhelfen. Es sind dies vorab meine Berner Kollegen André 
Daguet, Christoph Fisch, Daniel Moser, Kur t Nuspliger und Christoph 
Steinlin. I n liebevoller Weise hat meine Frau Kat r in den Literatur-
garten gepflegt. Für die Anregungen für sprachliche Korrekturen bin 
ich schließlich Andreas Blum zu Dank verpflichtet.  Frau R. Scherrer 
(St. Gallen) und Frau L. Menger (Berlin) danke ich für ihre Schreib-
arbeiten. 

Ohne die großzügige Förderung meiner lieben Eltern hätte diese 
Arbeit bei allen verdankenswerten Aufwendungen der Berner Steuer-
zahler nicht Zustandekommen können. 

Bern/Ber l in , Januar 1977 Peter  Knoepfel 
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2 Knoepiel 





0. Einleitung 

0.1. V ier Situationen — halbwegs erfunden 

0.1.1. Das Atomkraftwerk 

I n einer verhältnismäßig dicht besiedelten Region soll ein Atomkraft-
werk errichtet werden. Zuständig für die Erteilung der Bewil l igung 
für die Gesamtanlage ist der Bund. Die Standortgemeinde wehrt sich 
zusammen mit den Nachbargemeinden und mi t dem Kanton gegen die 
vom Bund erteilte Bewill igung. Nachdem Bundesinstanzen sämtliche 
rechtlichen Hindernisse, die Gemeinde und Kanton dem Bauvorhaben 
entgegengestellt hatten, beseitigt haben, w i rd unter der Devise der 
Demokratisierung eine eidgenössische Verfassungsinitiative lanciert. 
Die Errichtung von Atomkraftwerken  — so die Forderung der Ini t ian-
ten — soll vom Bund nur bewil l igt werden, wenn die betroffene  Be-
völkerung dem Vorhaben zustimmt. 

Ist das wirk l ich Demokratisierung? Wie bestimmen sich die Betroffe-
nen? Sind Energiekonsumenten, die zufälligerweise nicht in der Stand-
ortgemeinde oder deren Umgebung wohnen, nicht auch betroffen,  wenn 
gegebenenfalls Energieknappheit eintreten sollte? Ist ein solches Vor-
gehen nicht geeignet, Kompetenzen des Zentralstaates zu unterlaufen? 
Gibt es mögliche Alternativen zum Schutz der Interessen der Betroffe-
nen? Verlangt Demokratisierung immer Dezentralisierung? 

0.1.2. Das CK - 73 

„Einen verbindlichen nationalen Raumplan zu erstellen, ist nach dem 
Raumplanungsgesetz unstatthaft". So zu lesen in zahlreichen wissen-
schaftlichen und amtlichen Publikationen. Die Verwaltung des Bundes 
hat in Zusammenarbeit mi t den Kantonsverwaltungen das sog. CK - 73 
erstellt, das unzweifelhaft  ein nationaler Gesamtplan ist. Obgleich er 
kein verbindlicher Erlaß ist, richten sich Kantons- und Bundesverwal-
tung in ihrer raumrelevanten Tätigkeit nach diesem Dokument. Das 
Volk — so w i rd argumentiert — hätte mi t der Annahme von Ar t . 
22quater B y deutlich bekundet, daß es den Schwerpunkt der Raumpla-
nung den Kantonen überlassen wolle; diesen demokratischen Wil len 
gelte es zu respektieren, weshalb ein »Gesamtplan Schweiz4 verbindlich 
nicht erlassen werden dürfe. 

2* 
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Entspricht diese Auffassung  den Anforderungen  einer rechtsstaatli-
chen Demokratie? Wäre es nicht bedenklich, wenn ein solches Doku-
ment, das weder jemals ein Kantonal- noch das Bundesparlament ge-
sehen hat, als Verwaltungsprogramm figurierte  und in der Weise 
steuernd auf die Verwaltungstätigkeit von Bund und Kantonen ein-
wirkte? Entspricht es dem überall ertönenden Ruf nach Demokratisie-
rung der Raumplanung, wenn zentrale Steuerungsentscheidungen in 
vermeindlicher oder tatsächlicher Ermangelung verfassungsrechtlicher 
Grundlagen einfach in die Form unverbindlicher Dokumente einge-
kleidet und im Verwaltungsverbund zwischen Bundes- und Kantons-
beamten erstellt würden? 

0.1.3. Das kommunale Leitbild 

Der Gemeinderat von Oberteufen hat ein Lei tbi ld für die Entwick-
lung der Gemeinde ausarbeiten lassen und dieses daraufhin auch be-
schlossen. M i t der Begründung, es handle sich dabei nicht um ein für 
die Grundeigentümer verbindliches Dokument, sondern lediglich um 
ein verwaltungsinternes Führungsinstrument, widersetzt er sich einem 
Postulat aus dem Gemeindeparlament, wor in unter der Devise »Demo-
kratisierung der Raumplanung* die Entscheidzuständigkeit des Parla-
mentes für das Oberteufener  Lei tbi ld gefordert  wird. 

Was bedeutet hier Demokratisierung? Ist die Mi twi rkung des Ge-
meindeparlamentes nicht erst i n jenem Zeitpunkt erforderlich,  i n dem 
tatsächlich Eingriffe  in die Befugnisse der Grundeigentümer in ver-
bindlicher Weise angeordnet werden? Ist es überhaupt sinnvoll, Ent-
wicklungsziele in einer selbständigen Entscheidungsphase zu beschlie-
ßen? Kann man einen kommunalen Nutzungszonenplan oder Raum-
planungsprozesse überhaupt in verschiedene Entscheidungsprozesse 
zerlegen? Welche politische und rechtliche Bedeutung kommt insbeson-
dere Zielsystemen in solchen Prozessen zu? Und: Hat eine derartige 
Gliederung überhaupt etwas mi t Demokratisierung zu tun? 

0.1.4. Die Grundeigentümer 

Der Oberteufener  Haus- und Grundeigentümerverband fordert mi-
ter der Devise ,Demokratisierung der Raumplanung' einen früheren 
Einbezug der Grundeigentümer in den Nutzungsplanungsprozeß. Es 
habe eine Öffnung  des Planimgsprozesses hin zu den Betroffenen  zu 
erfolgen und betroffen  von den Raumplanungsentscheidungen seien 
schließlich die Grundeigentümer. 

Was ist von diesem Demokratisierungspostulat zu halten? Bedeutet 
Demokratisierung in jedem Falle Öffnung  der Verwaltung h in zu 
Gruppen im gesellschaftlichen Bereich? Und: Wer sind eigentlich in 
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diesem Fal l die Planbetroffenen?  Welche Rolle hätten etwa Mieter, 
Pächter, Vereine und Ortsparteien neben den Grundeigentümern zu 
spielen? 

0.2. Zur Arbeitsmethode 

Die vier Situationen zeigen deutlich, wie kontrovers  und vielfach 
schillernd der Begriff  „Demokratisierung der Raumplanung" ist. Ge-
meinsamer Nenner der verschiedenen Begriffsverwendungen  ist ledig-
lich das Postulat, daß die Betroffenen  — in Anbetracht zunehmender 
gesellschaftlicher Komplexität vielerorts im Gefühl des ,Überfahren-
werdens', des ,Verplantwerdens4 — vermehrt in politische Entschei-
dungsprozesse einbezogen werden sollten. Gefordert  w i rd ganz allge-
mein vermehrte unmittelbare Partizipation der Entscheidbetroffenen, 
die sich nicht nur auf die parlamentarische, sondern — wohl i n ausge-
prägterer A r t — auch und gerade auf die Verwaltungsebene beziehen. 
Ansonsten ist den verschiedenen Vorstellungen weiter nichts gemein-
sam. Insbesondere der Betroffenheitsbegriff  w i rd äußerst unterschied-
lich verwendet. 

Dieser wohl wirklichkeitsnah umschriebenen Ausgangslage entspricht 
es, wenn zunächst versucht wird, die besondere  Sach- und Problem-
struktur  von Planungs-, insbesondere von Raumplanungsprozessen zu 
untersuchen. Das geschieht im ersten  Kapitel. Exemplifiziert  w i rd das 
Problemfeld anhand des inzwischen vom Volk am 13. Juni 1976 abge-
lehnten  Bundesgesetzes  über  die  Raumplanung  vom 14.10.1974 (RPG). 
Es findet sich im Anhang dieser Arbeit. Die Ausführungen behalten 
trotz dieser Ablehnung für ein nächstes Gesetzesprojekt, m. E. aber 
auch für die Organisation raumpolitischer Prozesse in Nachbarstaaten 
mi t ähnlich föderalistischer  Struktur wie die Schweiz Gültigkeit. 

Sach- und wirklichkeitsnah soll anschließend im zweiten  Kapitel 
dargelegt werden, was unter Demokratisierung  der nunmehr in ihrer 
Sachstruktur erhellten Raumplanungsprozesse verstanden werden 
könnte. Dabei werde ich Fragen aufgreifen,  die in der allgemeinen 
Demokratisierungsdiskussion m. E. vielfach zu kurz kommen. Es han-
delt sich vornehmlich um Vorfragen,  wie sie realistische Strategien für 
die Demokratisierung politischer Systeme stellen sollten. Im Zentrum 
steht dabei die — in politischen und rechtlichen Diskussionen vielfach 
stillschweigend als positiv beantwortet vorweggenommene — Frage 
nach der Demokratisierbarkeit unserer raumpolitischen Systeme unter 
den gegenwärtigen gesellschaftlichen Bedingungen. 

I m dritten  Kapitel soll schließlich versucht werden, ein praktikables 
institutionelles Modell für die Demokratisierung der kommunalen  Nut-
zungsplanung zu formulieren.  Die Gemeinde w i rd immer mehr zum 


